Achtung – dieser Entwurf ist nicht mehr aktuell. Nähere Informationen unter http://www.gleichstellung.at/ag/index.php?auswahl=F
Entwurf

Bundesgesetz zur Gleichstellung, Gleichberechtigung und Chancengleichheit von behinderten Menschen. (Bundes - Behinderten - Gleichstellungsgesetz 2003, BBGG)

Der Nationalrat wolle beschließen: 
  
Bundesgesetz mit dem die Gleichstellung – Gleichberechtigung und Chancengleichheit von behinderten Menschen verwirklicht werden soll (Bundes – Behinderten – Gleichstellungsgesetz 2003, BBGG) erlassen wird 
  
der Nationalrat hat beschlossen: 
  
"Bundesgesetz mit dem die Gleichstellung – Gleichberechtigung und Chancengleichheit von behinderten Menschen verwirklicht werden soll (Bundes – Behinderten – Gleichstellungsgesetz 2003, BBGG)“

1. Abschnitt

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 1 (Verfassungsbestimmung)
Die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, dieses Bundesgesetz, sowie deren Vollziehung sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes - Verfassungsgesetz 1920 in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz stellt allgemeine Regeln für die Umsetzung des Grundsatzes des Verbots der Benachteiligung von behinderten Menschen auf.

(2) Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide Geschlechter.

Ziel

§ 3 

(1) Das Gesetz hat zum Ziel:

a.) Die Benachteiligungen und Diskriminierungen von behinderten Menschen zu verhindern, abzubauen und zu beseitigen.

b.) Das Recht zur gleichberechtigten Teilhabe am Leben der Gesellschaft zu gewährleisten und eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen.

§ 4

Der Bund, die Länder und Gemeinden, sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes sind verpflichtet, soweit es ihren jeweiligen Aufgabenbereich betrifft, die im § 3 genannten Ziele aktiv zu fördern.

Anwendungsbereich (Zielgruppe)

§ 5

(1) Dieses Bundesgesetz gilt für behinderte Menschen

Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit beeinträchtigt ist.

(2) Als behindert gelten Menschen auch, wenn sie von einer konkreten Behinderung im Sinne des Abs. 1 mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden, oder ihnen eine konkrete Behinderung im Sinne des Abs. 1 zugeordnet wird.

(3) Vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes sind auch Personen erfasst, welche eine Benachteiligung oder Diskriminierung aufgrund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen.

Benachteiligung und Diskriminierung

§ 6

Benachteiligung ist die Beeinträchtigung im Alltag aufgrund einer Behinderung.

Eine Benachteiligung im diesem Sinne liegt vor, 

(1) wenn wegen der Behinderung die Anforderungen der natürlichen und sozialen Umwelt bei der Teilhabe am Leben der Gemeinschaft oder bei der selbstbestimmten Lebensgestaltung nicht oder nur eingeschränkt erfüllt werden können (Aktivitätseinschränkung) oder
(2) bei einer Maßnahme, Struktur oder Verhaltensweise anderer, die geeignet ist, wegen einer Behinderung die Teilhabe am Leben der Gemeinschaft oder bei der selbstbestimmten Lebensgestaltung zu erschweren, einzuschränken oder zu verhindern. 

§ 7

Diskriminierung ist ein Verhalten gegenüber behinderten Menschen, das sich auf dessen persönliche Merkmale bezieht und für die betroffene Person unerwünscht, unangebracht oder herabwürdigen bzw. demütigend ist.

§ 8

(1) Eine Bevorzugung zum Zwecke des Nachteilausgleiches auf Grund einer Behinderung ist zulässig.

(2) Zur Verbesserung der Situation behinderter Frauen ist auf die Überwindung bestehender geschlechtsspezifischer Nachteile besonders hinzuwirken. Es sind spezielle Maßnahmen zur Förderung behinderter Frauen und zur Verhinderung von Gewalt gegen behinderte Frauen zu treffen.

(3) Den besonderen Bedürfnissen behinderter Kinder und Jugendlicher ist besonders Rechnung zu tragen.

(4) Günstigere Bestimmungen in einzelnen bundesrechtlichen Regelungen bleiben durch dieses Gesetz unberührt.

Barrierefreiheit

§ 9

(1) Barrierefreiheit bedeutet die gleichberechtigte Möglichkeit der Teilnahme, Zugänglichkeit und Nutzung des gestalteten Lebensraums in der jeweils für den einzelnen behinderten Menschen notwendigen Weise und unabhängig von der Art seiner Behinderung. Zu dem gestalteten Lebensraum gehören insbesondere bauliche Anlagen, Verkehrsinfrastruktur, Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr einschließlich Luft- und Schiffsverkehr, öffentlich zugängliche Terminals und Automaten, technische Geräte des täglichen Gebrauchs, Informations-/Kommunikationseinrichtungen und –dienstleistungen sowie Aus- und Weiterbildungseinrichtungen.

(2) Grundsätzlich müssen der Zugang über den für nichtbehinderte Menschen üblichen Zugang sowie die Nutzung selbstbestimmt, unabhängig und ohne fremde Hilfe erfolgen können.

(3) Grundlage für die Feststellung der Barrierefreiheit ist der jeweilige Stand der Technik und Wissenschaft, sowie die jeweils existierenden anerkannten Normen.

2. Abschnitt

Besondere Bestimmungen

Bauten und Anlagen

§ 10

(1) Bauwerke, die zur öffentlichen Benützung bestimmt sind, sowie Gebäude, in denen eine Beschäftigung ausgeübt wird, sind barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten.

(2) Bestehende Bauwerke sind nach Inkrafttreten dieses Gesetzes binnen 10 Jahren entsprechend umzugestalten. Notwendige Pläne für den barrierefreien Umbau sind binnen 3 Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes öffentlich zugänglich zu machen.

(3) Jedenfalls sind Um- und Zubauten im Eingangsbereich eines Gebäudes im Sinne des Abs. 1 barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten.

(4) Bei Aufzugseinbau oder Umbau ist dieser und dessen Zugang barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten.

(5) Für bestehende Gebäude sind sofort Verbesserungsmaßnahmen zur Barrierefreiheit gem. § 9 zu treffen, wenn es hierzu zu keiner oder solcher baulicher Änderung bedarf, welche nur einen geringen Aufwand verursachen.

§ 11 Geförderte Bauvorhaben

Die Förderung der Errichtung von Gebäuden mit mehr als 2 Wohnungen darf nur erfolgen, wenn auf die Bedürfnisse behinderter und alter Menschen Bedacht genommen wird, indem die behinderten- und altengerechte Adaptierbarkeit insbesondere der Sanitärräume sichergestellt ist und bauliche Barrieren gem. § 9 vermieden werden. Insbesondere müssen bei den Gebäuden der Eingang und das Erdgeschoss stufenlos erreichbar sein; wird ein Personenaufzug eingebaut, so muss dieser barrierefrei gemäß § 9 ausgestattet sein.

(1) Die Sanierung von Wohnhäusern, Wohnungen, Wohnheimen und sonstigen Gebäuden kann gefördert werden, wenn Maßnahmen, die den Wohnbedürfnissen von behinderten und alten Menschen dienen, gesetzt werden.

§ 12

(1) Jedes neu errichtete, mit öffentlichen Mitteln geförderte Bauvorhaben, unabhängig von seinem Zweck, ist so zu gestalten, dass es von behinderten Menschen barrierefrei gemäß § 9 benützt werden kann.

(2) Im Falle der Nichtbeachtung des Abs. 1 sind die weiteren Bautätigkeiten zu untersagen und erforderlichenfalls die Rückbaumaßnahmen anzuordnen, sowie die Benützungsbewilligung nicht zu erteilen.

(3) Bereits bestehende Bauten müssen, bei Renovierungen und Umgestaltungen, spätestens jedoch binnen 10 Jahren nach Kundmachung dieses Gesetzes, barrierefrei gemäß § 9 ausgestaltet sein.

(4) Bauwerber von Einfamilienhäusern sind von Amts wegen auf die Vorteile barrierefreien Bauens hinzuweisen.

§ 13

Bauliche oder andere öffentlich zugängliche Anlagen, Wege, Plätze und Straßen sind barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten. § 11 ist sinngemäß anzuwenden.

Öffentliche Verkehrseinrichtungen

§ 14
(1) Die Betreiber von öffentlichen Verkehrseinrichtungen haben ihre Transportmittel und ihre öffentlich zugänglichen Einrichtungen barrierefrei gem. § 9 zu gestalten.

(2) Unter öffentlichen Verkehrseinrichtungen sind im Sinne dieses Gesetzes Züge, Straßenbahnen, Seilbahnen, Schiffe, Flugzeuge, Autobusse, Taxis und andere Formen des öffentlichen Transportes, unbesehen ob im öffentlichen oder im privaten Eigentum, zu verstehen.

(3) Bereits bestehende Transportmittel müssen binnen 10 Jahren nach Kundmachung dieses Gesetzes barrierefrei gem. § 9 gestaltet sein.

(4) Die Betreiber schienengebundener Verkehrsmittel haben dafür zu sorgen, dass bei bestehenden Bahnen pro Zugeinheit, zumindest ein Abteil sowie Einrichtungen zur allgemeinen Benützung wie z.B. WC, Speisewagen etc. barrierefrei gem. § 9 zugänglich und benutzbar ist.

§ 15

Beförderungsbedingungen, aufgrund derer die Beförderung eines behinderten Menschen wegen seiner Behinderung verweigert, eingeschränkt oder mit Auflagen versehen werden kann, sind nicht zu genehmigen und nichtig.

§ 16

Für die Gestaltung von neuer Infrastruktur ist § 9 anzuwenden. Bestehende Infrastruktur ist binnen 10 Jahren barrierefrei gem. § 9 zu gestalten.

Inklusive Bildung

§ 17

1.) Behinderte Menschen haben das Recht auf inklusive Bildung ohne Einschränkung, bundesweit, im Nahbereich des Wohnsitzes an allen Bildungseinrichtungen die von der öffentlichen Hand getragen oder gefördert werden.

2.) Der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung im Sinne des Abs. 1 umfasst insbesondere:

a) Der Unterricht ist nach einem für behinderte und nicht behinderte Menschen gemeinsamen, entwicklungsorientierten, individualisierten Curriculum zu gestalten.

b) Behinderte Menschen haben die notwendige pädagogisch-didaktische Unterstützung sowie erforderliche Assistenz zu erhalten.

c) Die benötigten behinderungsspezifischen Lehr- und Hilfsmittel sind zur Verfügung zu stellen.

d) Schulkonzepte, Lehrpläne Ausbildungs-, Studienpläne und Prüfungsverordnungen haben die besonderen Bedürfnisse von behinderten Menschen zu berücksichtigen.

e) Bildungsinhalte sind so zu vermitteln, dass sie von allen Menschen, unabhängig von ihrer Behinderung, aufgenommen werden können.

f) Bildungsräumlichkeiten und Anlagen sind barrierefrei gem. § 9 zu gestalten.

g) Behinderte Kinder, Jugendliche und Erwachsene, sowie deren Angehörige haben das Recht die erforderliche Beratung und Begleitung zu erhalten.

h) Gehörlose Menschen sind nur in Gruppen inklusiv zu beschulen und haben das Recht den gesamten Unterricht in ihrer Erstsprache ÖGS (österreichische Gehörlosensprache), durch ÖGS – geprüfte LehrerInnen zu erhalten.

i) Bis zur Erlangung eines anerkannten Schul-/Studien-/Fachschulabschlusses haben gehörlose und schwerhörige Menschen zur Erreichung des Ausbildungszieles, uneingeschränkt das Recht, staatlich bezahlte Dolmetscherdienste in Anspruch zu nehmen. Dies gilt für alle Bildungseinrichtungen.

j) Hörgeschädigte bzw. schwerhörige Menschen, für die die ÖGS kein Ziel und keine Hilfe sind, sind technische, raumakustische und hörtaktische Hilfen zur Verfügung zu stellen.

k) Für blinde und sehbehinderte Menschen die Zurverfügungstellung von Unterrichtsmaterialien in Brailleschrift, in Form von elektronischen Medien, in Großdruck, sowie die Zurverfügungstellung von geeigneten Anschauungsmaterialien.

l) Blinde und hochgradig sehbehinderte Menschen haben das Recht im Unterricht die Brailleschrift zu erlernen.

m) Für lernbehinderte Menschen ist das Unterrichtsmaterial in easy to read/understand anzubieten.

n) Behinderte Menschen haben eine umfassende Bildungs- und Berufsberatung zu erhalten, die die Gesamtheit der beruflichen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten berücksichtigt.

o) Es hat die Möglichkeit auf Teilabschlüsse im schulischen und berufsausbildenden Schulwesen zu bestehen.

PAGE  
1
Entwurf 05.06.2003


